
Der kirchliche Vermieter und se1ne Duldungspfliıcht
eiıner nıchtehelichen Lebensgemeinscha

Evelyne Dominıica enges 1st, München

Zum Vermögen kirchliıcher Eıinrıchtungen zählen immer schon Immobilien
Soweıt S1e nıcht 1mM Rahmen der kırchliıchen Sendung genutzt werden, stehen
S1e 1m Regelfall dem allgemeınen Wohnungsmarkt ZUr Verfügung. DiIie Ver-
mietung VO  — Wohnraum edeute heute mehr enn J© eıne inflationssıchere
Kapıtalanlage, auf dıe auch der kırchliche Vermieter zurückgreılt. S1ie ist
aber nıcht unproblematiısch. Wıe dıe Praxıs zeıgt, kommt CS zwıschen Mieter
und Vermieter immer wıieder erhneDlıchen Meinungsverschiedenheıten hın-
siıchtlich der gegenseltigen Rechte und ichten Davon ist auch der kırchliche
Vermieter nıcht aUSSCHOMUNECN.

Die Gebrauchsüberlassung VO  \ Wohnraum

Eıne rundsatzirage, welche den Vermieter 1mM allgemeınen, den kırchliıchen
Vermieter 1M besonderen ern ist dıe Duldungspflicht eines VO Mieter
aufgenommenen nıchtehelichen Lebenspartners In dıe Wohnung
Hıerzu lag dem (BERLANDESGERICHT HAMM:' folgender Sachverha ZUT Ent-
scheidung VOT. FEıne geschiedene Tau miıetete VO  — eıner katholischen Kır-
chengemeinde eıne Wohnung in einem Mehrfamilıiıenhaus ın der Stadtmıuıtte.
Der schrıftliıche Formularmıietvertrag untersagte der Mıiıeterın dıie (teilweise)
Untervermietung oder Gebrauchsüberlassung ohne vorherige schriftliche Zu-
stımmung des Vermlieters. Die Tau lernte eınen Mannn kennen, mıt dem S1e ın
nıchtehelicher Gemeinschaft In der Wohnung en wollte Dıiıe Kırchenge-
meınde verweigerte dıe egehrte Zustimmung mıt dem Hınweıs, daß dıe
niıchteheliche Lebensgemeinschaft dıe auDens- und Sıttenlehre der
Katholischen Kırche verstößt. Daraufhın er die Mieterın age auf Frte1l-
lung der Zustimmung.
Rechtsgrundlage ZUT Lösung dieses ist 549 BG  D ach 549 Abs
Satz BGB ist der Mieter nıcht berechtigt, ohne Erlaubnıis des Vermieters den
eDTauCc der gemleteten Wohnung einem Driıtten überlassen. Dıiıese Ver-
mietererlaubnis ann der Mieter ach 549 Abs Satz BGB einklagen,
WECNN für ıhn ach SC} des Mietvertrages eın berechtigtes Interesse
eıner Teilgebrauchsüberlassung entsteht. uch dıe Gewährung des ıtge-
brauchs einer Wohnung ist als Teılüberlassung anzusehen. Das Mieterimnter-
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CSSC muß dem Vermieter Jjedoch zumutbar SeIN. Diese egelung ZUT ADb-
wagung der kolliıdierenden Interessen. Der Mieter muß seın berechtigtes In-
eresse arlegen und beweılsen, der Vermıieter dıe Unzumutbarkeit.

Das berechtigte Interesse des zieters der Aufnahme eiInes
nichtehelichen Lebenspartners

Der 1mM (rJesetz nıcht definıjerte Begrılf des berechtigten Interesses ist ausle-
gungsbedürttıg. Se1t den früheren Rechtsentscheiden des ÖBERLANDESGERICHTS
HAMM und des BUNDESGERICHTSHOFS} wırd darunter Jjeder einleuchtende, VCI-
nünftige TUn einschließlich höchstpersönlicher Motive verstanden, sofern

11UT ach Vertragsschluß entstanden und mıt der Rechtsordnung vereiınbar
ist Eın olches Interesse ist immer dann anzuerkennen, WENN der Mieter 1m
Rahmen selıner persönlıchen Lebensgestaltung den unsch hat, iın Zukunft
mıt einem anderen Menschen zusammenzuleben. eıther ist CS ständıge
Rechtsprechung, daß grundsätzlıch jeder Mieter, der eıne Wohnung bereıts
gemietet hat, berechtigt Ist, seinen Lebenspartner darın aufzunehmen. Denn
eıne auf Dauer angelegte ehNheannlıche Gemeinschaft ediger Partner verstößt
ach Ansıcht der staatlıchen Gerichte nıcht dıe en Sıtten.

In diıesen Entscheıden spiegelt sıch der sozlale andel In der Eınschätzung
nıchtehelicher Beziehungen VOoNn eiıner iIrüheren gesellschaftlıchen Intoleranz
bıshın iıhrer Akzeptanz wıleder. Gegenwärtig existieren Z Millionen
nıchteheliche Lebensgemeinschaften“ ıIn der Bundesrepublık Deutschlan: So
verwundert CS auch nıcht. daß diese Gruppe eın E1ıgeninteresse kundtut, als
„stabıle Lebensgemeinschaf In den Schutzbereich des Art einbezogen

werden.

Rechtsentscheid des OLG HAMM VO.: August 1982 (4 Re Miet NIW (1982)2876 2881
Rechtsentscheid des BGH VO. Oktober 1984VARZ NIW 35 (1985) 130 132
Vgl HOFMANN, Eigentumsvermutung Un Gewahrsamsfiktion In der 93  he ohne Trau-
schein“: ZRP 27 (1990) 409 —411, 411, der VO  — eiınem „sozlalen Massenphänomen“
spricht.
Art Brandbeg Verf schützt ın seinem zweıten bsatz ausdrücklich „andere auf Dauer
angelegte Lebensgemeinschaften“. Offen bleıbt, ob die Bestimmung lediglıch heterose-
xuelle der uch homosexuelle Lebensgemeinschaften unter Schutz tellen ll Auch
könnten tabıle häusliche Bezıehungen VO  —j Eltern und volhährıgen Kındern ebenso
darunter verstanden werden WIEe kanoniısche Lebensgemeinschaften. Der Begrıff unter-
scheidet sıch nämlıch grammatıkalısch VO  —; dem der „eheähnlıchen Gemeinschaft‘‘, dıe
VO Bundesverfassungsgericht als Gemeıinscha VO  — Mann und Frau verstanden wırd
(vgl RULAND, Wohl dem, der ein Verhältnis hat — das BVerfG Un die eheähnliche (rJe-
meinschaft: NIJW Zum Schutz der nıchtehelichen Lebensgemeinschaf-
ten 1mM Verfassungsrecht der Bundesländer vgl DIETLEIN, Der Schutz nichtehe-
licher Lebensgemeinschaften In den Verfassungen Un Verfassungsentwürfen der uen
Länder: DtzZ (1993) 136 —141, 140A
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III. Ist die nichteheliche Lebensgemeinschaft einem kıirchlichen
Vermieter zumutbar?

Hat der Mieter se1ın berechtigtes Interesse dargelegt, oblıegt nunmehr dem
Vermıieter, (CGründe vorzutragen, dıe un dem Gesichtspunkt der Unzumut-
barkeıt ZUT Versagung der Erlaubnıis iühren können.® Unzumutbarkeıt 1eg
ach dem Gesetz VOIL), WECNN beispielsweıise in der Person des Drıtten eın wıch-
tıger TUN: vorliegt oder der Wohnraum übermäßıg belegt würde. Der Ver-
mıieter kann auch andere Gründe eltend machen. Sıe MUSsSen Jjedoch eın (Je-
wiıicht aben, welches jenem der Regelbeispiele entspricht.’
Es MUSsSeN also erhebliche Belange des Vermileters berührt se1InN. Kann eiıne
Moralanschauung als schutzwürdıiges Vermieterinteresse bewertet werden?
Das Gericht schloß eıne solche Subsumtıon nıcht VO  — vornhereın AUS und WIEeS
zutreffend darauf hın, daß der Vermieter eıne nıchteheliche Lebensgemeıin-
schaft in se1iner Wohnung als eınen ıngr1 In dıe Freiheıt seıner sıttlıchen
ntscheidung empfinden kann, da CT einen entsprechenden Mietvertrag nıcht
abgeschlossen hat und auch nıe schlıeßen würde. ach überwiegender Me1l1-
Nung iın der Rechtsprechung wiegt dieses Interesse Neıne aber 1im Rahmen
der Güterabwägung nıcht schwerer als das Mıiıeterinteresse.

Kırchliche Institutionen können jedoch dıe moralısche Betroffenheıt In noch
gewichtigerem Umfang eltend machen. Der kıirchliche Vermileter verirat den
Standpunkt, eıne nıchteheliche Lebensgemeinschaft se1 ıhm berechtigter
Mieterinteressen nıcht zuzumuten ach der auDens- und Sıttenlehre und
den Rechtsvorschriften der Katholischen Kırche ist eıne nıchteheliche Le-
bensgemeıinschaft, in der kanoniıstischen Fachsprache auch Konkubinat DC-
nannt,‘ eine sıttenwıdrıge und sündhatlite Verfehlung das sechste
des Dekalogs.‘ Da dıe Glaubwürdigkeıt der Kırche auf dem p1e steht, ist eine
niıchteheliche Lebensgemeinschaft 1M Mietverhältnıs ebenso abzulehnen WIEe
1mM Arbeıtsverhältnıs.

Die Besonderheıt des vorliegenden Falles WIE be1l anderen Sachverhalten mıt
Kırchenbezug 1€ darın, daß eın und erselIbe Sachverha verschle-
denen „moralıschen und sıttlıchen“ esichtspunkten bewerten WAäT. Dem
Gericht tellte sıch somıt die Grundsatzfrage, ob eıne ach der staatlıchen
Rechtsordnung akzeptable, aber ach kırchlichem Verständnıs sıttenwıdrıge
und sündhafte Gemeinschaft dem kırchlichen Vermieter zugemutet werden
ann Im rgebnıs Wl darüber entscheıden, Wanlll dıe gegenteilige kırchlı-
che Bewertung hınter dem Aufnahmeinteresse zurückzutreten hat und Wann

549 Abs Satz 2.H: BG  D
BGH, Beschluß VO. Oktober 1984 (Anm 5y NIJW 38 (1985) 132
Vgl KAISER, Grundfragen des kirchlichen Eherechts: HdbKathk R 730 —746, 744:

EIMERL PREE, Kirchenrecht. Allgemeıne Normen und Eherecht, Wıen —- New
York 1983. 182, 187 188
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S1e sıch dagegen behaupten annn In der mietrechtlichen Lıteratur wurde
weiıt S1e sıch überhaupt mıt dieser rage auseiınandersetzte bısher dıe Auft-
fassung vertreten, daß dıe starke relıg1öse Gebundenheit des Vermieters dıe
uiInahme des nıchtehelichen Partners ausschlıeßen könne.” Das OLG Hamm
löste dıe Rechtsfrage Urc dıe Herausbildung eines „Durchschnittsfalles‘‘
und eınes „Sonderfalles‘‘.

Der Durchschnittsfall
eiinde sıch dıe Wohnung ıIn einem sozlal normalen Umtf{eld, ist dıe Aufm-
nahme des Partners dem kırchlichen Vermieter nıcht unzumutbar. Dıie moralı-
schen Anschauungen der Kırche mussen dann hınter dem ecCc des Mıeters,
sıch In seıner Wohnung fIreı entfalten, zurücktreten.
Das Gericht begründet dieses rgebnis mıt dem Hınweis auf die Bewertungder Glaubwürdigkeit der Kırche „Die Glaubwürdigkeit der Kırchesie sich dagegen behaupten kann. In der mietrechtlichen Literatur wurde — so-  weit sie sich überhaupt mit dieser Frage auseinandersetzte — bisher die Auf-  fassung vertreten, daß die starke religiöse Gebundenheit des Vermieters die  Aufnahme des nichtehelichen Partners ausschließen könne.” Das OLG Hamm  löste die Rechtsfrage durch die Herausbildung eines „Durchschnittsfalles“  und eines „Sonderfalles“.  1. Der Durchschnittsfall  Befindet sich die Wohnung in einem sozial normalen Umfeld, ist die Auf-  nahme des Partners dem kirchlichen Vermieter nicht unzumutbar. Die morali-  schen Anschauungen der Kirche müssen dann hinter dem Recht des Mieters,  sich in seiner Wohnung frei zu entfalten, zurücktreten.  Das Gericht begründet dieses Ergebnis mit dem Hinweis auf die Bewertung  der Glaubwürdigkeit der Kirche: „Die Glaubwürdigkeit der Kirche ... gerät  aber nicht ernsthaft in Gefahr, wenn der kirchliche Vermieter sich mit der Auf-  nahme der Lebensgemeinschaft abfindet. Kein Verständiger wird daraus den  Schluß ziehen, daß die Kirche ihre Lehre nicht ernstnimmt — es sei denn, man  wollte ihr überhaupt das moralische Recht absprechen, ihr Vermögen u.a.  durch Mietwirtschaft in den hierfür verfügbaren Formen des Bürgerlichen  Rechts zu verwalten“"  2. Der Sonderfall  Nicht als „unauffälliger Durchschnittsfall“ ist ein Mietverhältnis zu qualifizie-  ren, bei dem noch besondere Gründe hinzukommen, aus denen der kirchliche  Vermieter durch die nichteheliche Lebensgemeinschaft seines Mieters betrof-  fen wird. Zu solchen zählen die Lage der Wohnung (insbesondere wenn so-  wohl der Mieter als auch der kirchliche Vermieter im selben Haus wohnen),  der Zweck der Wohnung (die Wohnung dient seelsorgerischen Zwecken) und  besondere Funktionen des Mieters in der Kirche.  Diesen Sonderfall sah das LANDGERICHT AACHEN bei einer Wohnung gegeben,  die sich in einem engen räumlichen Zusammenhang zu kirchlichen Kultusge-  bäuden befand. Mit Berufungsurteil vom 10. Juli 1992” wandte das Gericht die  Kriterien des Rechtsentscheids an mit dem Ergebnis, daß die von der kirchli-  chen Einrichtung ausgesprochene Kündigung Erfolg hatte. Die Lage der Woh-  nung war durch Besonderheiten gekennzeichnet, welche es dem kirchlichen  10 Vgl. W. SchHMmiDT-FUTTERER —- H. BLAnk, Wohnraumschutzgesetze, Kommentar. 5., über-  arbeitete Auflage, München 1984, Rdnr. B 477; anderer Ansicht wohl F. STerneL, Miet-  "recht. 3., neubearbeitete und wesentlich erweiterte Auflage, Köln 1988, Rdnr. II 255.  11 OLG Hamm, Rechtsentscheid vom 23. Oktober 1991 (Anm. 1): NIW 45 (1992) 515. Wel-  cher Zusammenhang zwischen einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft und der kirch-  lichen Vermögensverwaltung hergestellt werden kann, bleibt unklar.  12 LG AacHen, Urteil vom 10. Juli 1992 (5 S 472/90): NIW 45 [1992] 2897; AfkKR 161 [1992]  223-225.  1983gera
aber nıcht ernsthaft ın Gefahr, WENN der kırchliche Vermileter sıch mıt der Auf-
nahme der Lebensgemeinschaft 1ın Keın Verständiger wırd daraus den
Schluß zıehen, daß dıe Kırche ihreT nıcht ernstnımmt CS SC 1 denn, INan
wollte ihr überhaupt das moralısche eC absprechen, ıhr Vermögen
UÜre Mietwirtschaft in den hlerfür verfügbaren Formen des Bürgerlichen
Rechts verwalten“‘!

Der Sonderfall
1C als „unauffälliger Durchschnuittsfall“‘ Ist eın Miıietverhältnis qualifizie-
ICH, be1l dem noch besondere Gründe hinzukommen, AaUSs denen der kırchliche
Vermieter Urc dıe nıchteheliche Lebensgemeinschaft se1nes leters betrof-
ten wWIrd. Zu olchen zählen die Lage der Wohnung (insbesondere WECNN
ohl der Mieter als auch der kırchliche Vermieter 1m selben Haus wohnen),
der WEeC der Wohnung (die Wohnung dıent seelsorgerischen wecKken und
besondere Funktionen des leters In der Kırche
Dıesen Sonderftfall sah das LANDGERICHT ÄACHEN be1ı einer Wohnung gegeben,
dıe siıch ın einem räumlıchen Zusammenhang kırchlichen ultusge-
bäuden befand Miıt Berufungsurte1 VO Julı wandte das Gericht dıe
Krıterien des Rechtsentscheids mıt dem rgebnıs, daß dıie VO  —; der kırchli:-
chen Eıinrichtung ausgesprochene Kündigung Erfole hatte Dıie Lage der Woh-
NUung War Urc! Besonderheıten gekennzeıchnet, welche 6S dem kırchliıchen

Vgl SCHMIDT-FUTTERER BLANK, Wohnraumschutzgesetze, Kommentar. Dr über-
arbeıtete Auflage, München 1984, dnr. 47T; anderer Ansıcht ohl STERNEL, Miet-
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11 OLG HAMM, Rechtsentscheid VOo. Oktober 199] (Anm 1 NJW 45 (1992) 515 Wel-

her /usammenhang zwıschen einer nıchtehelichen Lebensgemeinschaft und der kırch-
lıchen Vermögensverwaltung hergestellt werden kann, bleibt unklar.
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Vermieter nzumutbar machen, dıe egehrte Erlaubnıs ZUT uiInahme des
nıchtehelichen Partners erteılen. Die Wohnung befand sıch 1im Hause eINEs
ehemalıgen Altenheıms und In unmıttelbarer ähe ZUI Kırche DIie Anlage
selbst befand sıch ferner In einem Bereıch, der auch VO unbefangenen Be-
trachter als kırchliches Gebilet eingeschätzt WITrd. eutllc wurde 1es der
Tatsache, daß dıe Zufahrt des Hauses 11UT ber einen 1m Eıgentum des ırch-
lıchen Vermieters stehenden Weg möglıch Ist, der unmıttelbar dıe Kırche
oreNZT. Als besonders bedeutungsvoll hob das Gericht herVvor, daß diese Z

Urc eın FEısentor verschlossen werden kann, wodurch unterstrichen
wiırd, daß dıie hınter der Zufahrt lıegenden Gebäude kırchlichem Be-
reich zuzuordnen SINd. Der kırchliche Charakter wurde ferner UrCcC! das De-
nachbarte Kloster unterstrichen. Im selben Haus eiInde sıch auch eiıne Carı-
tas-Pflegestatıion. Der CGGarten wırd ZUT Veranstaltung des Pfarrifestes SCNUTLZL.
Schlıießlic) berücksichtigte das Gericht och den Umstand, daß sıch 1mM Be-
reich der Zufahrt neben der Kırche alljährlıch dıe Kınder ZUT ersten eılıgen
Kommunıon und die Teilnehmer des St Martın-Zuges versammeln.

Konsequenzen die Praxıs
Die Unterscheidung des Durchschnuittsfalls VO Sonderftall dazu, da
kırchliche Vermieter künftıig prüfen aben, In welcher der beıden Katego-
rıen dıe Miıetwohnung einzugliedern iıst Die 1im Sachverha des Landgerıichts
Aachen gegebenen Kriterien werden ın diıeser sicherlich nıcht immer
vorlıegen. Die Beurteijlung UÜTeC das Gericht ze1ıgt aber, daß sıch das ırch-
1C Proprium 1mM Mietrecht dann durchzusetzen VCrIMmMaAag, WECNN dıie konkrete
Wohnung außerlich erkennbar In das ENSCIC Wiırkungsfel der Kırche einbe-

WITd. Dies Dedeutet, daß schon cNılder und Jlore gee1gnete Hılfsmitte
se1ın können, den kırchlichen Tun ach aqußen kenntlich machen. Die
Wohnung einde sıch dann nıcht ın einem soz1al normalen Umfeld
Be1l SC| Mietverträge ist angebracht, auf dıe besondere ırch-
IC Umgebung 1m Vertrag selbst hınzuwelsen. uch ist ratsam, VO  ; dem
uUblıchen Vertragsiormular abzusehen und dessen eiınen indıvıduell AaUS-

gehandelten Vertrag vereinbaren, In welchem das Verbot eiıner nıchtehe-
lıchen Lebensgemeinschaft formuliert ist. TEeNNC| nthält eıne solche Klausel
gegenüber den katholıschen, eventuell 1m kırchlichen Diıienst stehenden Miıe-
tern eiıne stärkere Verpflichtungskraft als gegenüber den nıchtkatholischen
Diıese Rechtsprechung iıst 1m 1NDIIC| quf nıchteheliche Lebensgemeıinschaf-
ten heterosexueller Paare Eıne homosexuelle Lebensgemeinschaft”
annn sıch nıcht auf den gleichen der ähnlıchen Schutz berufen WIEe dıe Ge-
meıinschaft verschiedengeschlechtlicher Menschen. In diıesen Fällen ann ach
der derzeitigen Rechtslage dıe Zustimmung ohl verweıigert werden.

Dıiıe Aufnahme eInes homosexuellen Lebenspartners als berechtigtes Interesse bejaht
STERNEL, Mietrecht (Anm 10) dnr. I1 254; FINGER, Unverheiratetes /usammenleben

als Mieter: WuM (1982) 257—26l1:; NASSALL, Dıie Untermiete Im Spiegel der Rechtspre-
chung: ZM (1983) 322 24)
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